
 
 

Stellungnahme VBE NRW zur Anhörung von Sachverständigen  
des Ausschusses für Familie, Kinder und Jugend am 23.Juni 2016 

 
„Gesetz zur überbrückenden Verbesserung der finanziellen  

Ausstattung der Kindertagesbetreuung  
(Gesetz zur Änderung des Kinderbildungsgesetzes) 

Gesetzentwurf der Landesregierung, Drucksache16/11844 
in Verbindung mit  

„Kita Kollaps verhindern – Landesregierung muss endlich handeln!“ 
Antrag der Fraktion der CDU und der Fraktion der FDP,  

Drucksache 16/11896 

 
 
Der Verband Bildung und Erziehung begrüßt ausdrücklich die Initiative der Landesregie-
rung die durch den Wegfall des Betreuungsgeldes frei werdenden Mittel in Höhe von 
331 Mio. Euro, die der Bund den Ländern in den Jahren 2016 bis 2018 zur Verfügung 
stellt, im System der Finanzierung der Kindertageseinrichtungen zu belassen. 
Auch ist es endlich zu einer ersten Verständigung mit den kommunalen Spitzenverbän-
den gekommen, wodurch es nun gelingen kann, die Dynamisierung der Kindpauschalen 
von 1,5% auf 3% anzuheben. 
 
Stellungnahme: 
 

1. Zum Gesetzentwurf 
2. Zum Antrag der Fraktionen CDU und FDP 
3. Fazit 

 
1. Zum Gesetzentwurf 
Neben denen im KiBiz beschriebenen qualifizierten, pädagogischen Anforderungen und 
der Finanzstruktur dieses Gesetzes klafft aus Sicht des VBE NRW aber immer noch 
eine riesige Lücke. Von Anfang an waren die Kindpauschalen nicht an die tatsächlichen 
Personalkosten angeglichen. Die Landesregierung hat sich zwar bemüht, in den einzel-
nen Revisionsschritten diese Lücke in der pädagogischen Qualitätsstruktur durch lan-
desseitige Einzelfinanzierungen (Pauschale für U3 Kinder, Verfügungspauschale, plus-
KITAfinanzierung…) abzumildern, gelungen ist ihr dies jedoch nicht. 
 
Rechnen wir mit einer realen Kostensteigerung von ca. 2 - 3% jährlich, seit Inkrafttreten 
des KiBiz, wäre mit einer früheren und kostenangepassten Dynamisierung der Kind-
pauschalen die massive Unterfinanzierung von Anfang an vermieden worden. Dies 
zeigt, wie unzulänglich die Finanzierung von Bildung durch festgeschriebene Pauscha-
len ohne eine Dynamisierungsklausel ist, die sich an der realen Kostensteigerung orien-
tiert. 
 
Der VBE NRW würdigt das Vorhaben, die frei werdenden Mittel aus dem Betreuungs-
geld, wie in „Anlage 3 zu § 21“ beschrieben, landesseitig auf die Pauschalen aufzu-
schlagen. 
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Allerdings ist die Frage der Unterschiedlichkeit der Aufschläge in den einzelnen Grup-
penformen zu stellen. Aus Sicht des VBE benötigen gerade die Gruppenformen I und III 
einen genau so hohen Zuschlag, wie die Gruppenform II, die insbesondere durch die 
landesseitig finanzierte zusätzliche U3-Pauschale nach § 21 Absatz 4 profitiert, wenn 
man in diesem System überhaupt noch von profitieren sprechen kann. 
 
In Bezug auf die zusätzliche U3-Pauschale nach § 21 Absatz 4 merkt der VBE NRW an, 
dass das Vorhaben der Landesregierung, mit diesem Gesetzentwurf den Personal-
schlüssel in der Kindertagesbetreuung zu optimieren, nicht gesichert ist. Das Ziel die 
Vorgaben des Kinderbildungsgesetzes mit allen Verbesserungen der beiden Revisions-
schritte in der Praxis zu sichern und Abstriche bei der Personalbesetzung zu verhindern 
wird hier unterlaufen, da diese Pauschale nicht steigt. Sie ist nur landesseitig finanziert 
und ist in diesem Gesetzentwurf nicht mit einem Zuschuss berücksichtigt. Aber auch in 
diesem Bereich ist eine Kostensteigerung zu sehen und es wird, da keine festen Perso-
nalstundenvorgaben hinterlegt sind, zu Stellenkürzungen im U3-Bereich führen. Dies 
gilt insbesondre für den Einsatz von KinderpflegerInnen in den Gruppenformen I und II. 
Bisher wurden mit je 1000 € ca. eine Personalstunde finanziert, real liegen die Kosten 
dafür aber bei rund 1165 € für tarifgebundene Träger. Hier wird es also zu Stellenein-
bußen für Kinderpflegerinnen im U3-Bereich kommen. 
 
Weitere Stundeneinbußen sind auch für die anderen landesseitig finanzierten additiven 
Pauschalen wie die Verfügungspauschale, plusKITA u. zusätzliche Sprachförderung zu 
erwarten. Auch hier sind keine festen Stundenbudgets hinterlegt und somit werden 
auch hier Stunden im Gesamtkontingent abgeschmolzen.  
 
 
2. Zum Antrag der Fraktionen CDU und FDP 
 
Der VBE unterstützt die Auffassung, dass es nicht zu einem Kita-Kollaps kommen darf 
und kommt ebenso zu dem Schluss, dass die im Gesetzesvorhaben vorgesehenen Mit-
tel die Finanzlücke nicht schließen werden. 
 
Der VBE stellt fest: 

- Das KiBiz war von Anfang an unterfinanziert, schon als die damalige schwarz-
gelbe Landesregierung dieses Gesetz auf den Weg gebracht hat.  

- Das KiBiz ist zwar nachgebessert worden und die rot-grüne Landesregierung hat 
vor allem landesseitige Verbesserungen eingebracht, aber sie ist an der Frage 
der Konnexität in einer endgültigen Revision gescheitert. 

- Es ist sicherlich eine große Finanznot einiger Träger zu verzeichnen, aber die 
tatsächlich „Leidenden“ dieses KiBiz-Debakels sind  

o die Kinder, die in zu großen Gruppen betreut werden, 
o die ErzieherInnen in den Tageseinrichtungen, die unter unzureichenden 

Rahmenbedingungen immer neue Aufgaben stemmen müssen, 
o die Eltern, die Plätze suchen und in unterschiedlichen Regionen des Lan-

des unterschiedlich hohe Elternbeiträge zahlen. 
- Es wurden genügend Studien und wissenschaftliche Beiträge zur Gestaltung ei-

nes guten Finanzierungssystems eingeholt, es muss endlich in die Umsetzung 
gehen. 

- Alle Fraktionen sind hier zu einer konstruktiven Zusammenarbeit aufgefordert, 
wenn es darum geht den Elementarbereich im Gesamtsystem des Bildungssys-
tems abzusichern. 

- Es müssen Maßnahmen ergriffen werden, damit die Finanzlücke insgesamt ge-
schlossen wird.  
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Der VBE ist der Auffassung, dass die Vermeidung des Kita-Kollapses hohe Priorität hat, 
denn die Lücke wird in den nächsten zwei Jahren nicht durch die jetzt vorgesehenen 
Maßnahmen geschlossen. Für viele Träger bedeutet dies, mit zusätzlichen Mitteln aus 
den öffentlichen Haushalten, Rücklagen oder Krediten diese Lücke zu schließen. Hier 
müssen Träger, Jugendhilfeträger und die Landesregierung nochmals nachsteuern. 
 
 
3. Fazit 
Der VBE sieht nicht, dass mit dem aktuellen Gesetzentwurf der notwendige Schritt in 
die Auskömmlichkeit des bestehenden Systems getätigt wird. Es ist nur ein Tropfen auf 
den heißen Stein, um einige Finanzierungslücken, die durch die von vornherein in Kauf 
genommenen zu geringen Kindpauschalen und durch die reale Kostenentwicklung 
durch Tarifsteigerungen und Steigerung der Lebenshaltungskosten entstanden sind, zu 
mildern. Eine Neustrukturierung ist hier unvermeidlich. 
Die Zuschüsse auf die Kindpauschalen dürfen nicht nach Gruppenformen voneinander 
abweichen, sondern sollten nach Buchungszeiten gleichmäßig im System verteilt wer-
den, denn die im Gesetzentwurf vorgeschlagene Verteilung führt zu einer übermäßigen 
Begünstigung der Finanzierung der rund 117.700 U3-Plätze im Verhältnis zu den rund 
454.300 Ü3-Plätzen, bzw. von Trägern, die ausschließlich die Gruppenformen I und II 
anbieten. 
 
Die Landesregierung hat sich bemüht, in den bisherigen einzelnen Revisionsschritten 
des KiBiz durch Einzelfinanzierungen (Pauschale für U3-Kinder, Verfügungspauschale, 
plus-Kitafinanzierung…) keine noch größeren Engpässe entstehen zu lassen. Dabei 
ging es aber immer nur um den Ausgleich eines Defizits. Die Qualität der elementaren 
Bildung wird so aber nicht gesteigert und es wird weiter Personalabbau statt -aufbau 
geben. Die zusätzlichen landesseitig finanzierten Pauschalen sollten mit klaren Perso-
nalstandards hinterlegt werden um weiteren Personalabbau zu verhindern. 
 
Die Finanzlücke wird durch das Vorhaben zwar abgemildert, aber kann so nicht ge-
schlossen werden. Hier sind alle Fraktionen zur konstruktiven Zusammenarbeit und 
Entwicklung von Maßnahmen gefragt, die die Träger entsprechend ihrer finanziellen 
Situation in den Blick nehmen und ggf. absichern. 
Qualität sieht insgesamt anders aus. Es reicht nicht, weiter Löcher zu stopfen. Es muss 
vor allem bei der Erzieher-Kind-Relation, den Vor- und Nachbereitungszeiten, Sachmit-
teln, Fortbildungsmitteln und den Leitungszeiten nachgesteuert werden. 
 
Dieses Gesetzesvorhaben kann in Bezug auf das KiBiz aus Sicht des VBE nun nur 
noch ein letzter Schritt sein, denn die Gesamtstruktur dieses Gesetzes muss und soll ja 
auch auf den Prüfstand. Ein neues Gesetz mit stabilen Rahmenbedingungen und aus-
kömmlichen Finanzmitteln für die darin beschriebenen pädagogischen Anforderungen 
muss erklärtes Ziel für die Zukunft des Elementarbereichs sein. 
 
 
14.06.16 
Udo Beckmann 
Landesvorsitzender VBE NRW 


